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1. Instanz

Aktenzeichen S 12 RJ 1146/97 A FdV
Datum 13.12.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 RJ 390/01
Datum 13.12.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 13.
Dezember 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit, hilfsweise Rente wegen Erwerbsminderung.

Der KlÃ¤ger, der am 1934 geboren und StaatsangehÃ¶riger der Republik Bosnien
und Herzegowina ist, hat in seinem Herkunftsland u.a. vom 13.10.1980 bis
07.12.1988 ohne Unterbrechungen Pflichtbeitragszeiten in der gesetzlichen
Rentenversicherung zurÃ¼ckgelegt. In der Bundesrepublik Deutschland weist er
Pflichtbeitragszeiten vom 03.01.1966 bis 30.11.1974 auf (mehr als 60 Monate).

In der frÃ¼heren Sozialistischen FÃ¶derativen Republik Jugoslawien hat der KlÃ¤ger
den Beruf eines Spenglers und Schlossers erlernt. In Deutschland hat er nach seinen
Angaben bei verschiedenen Firmen in seinem Ausbildungsberuf gearbeitet. Zuletzt

                               1 / 5



 

(vom 18.10.1971 bis 30.11.1974) ist er in Deutschland bei der Firma R. GmbH in R.
(Fa.R.) beschÃ¤ftigt gewesen, die Ã¼ber den KlÃ¤ger keine Unterlagen mehr hat.
Zeugen Ã¼ber seine damalige BerufstÃ¤tigkeit kann der KlÃ¤ger nicht benennen.

Seit 08.12.1988 bezieht der KlÃ¤ger in seiner Heimat Invalidenrente. Aus der
deutschen gesetzlichen Rentenversicherung erhÃ¤lt er seit 01.11.1999
Regelaltersrente.

Mit Bescheid vom 14.11.1989 und Widerspruchsbescheid vom 20.06. 1990 lehnte
die Beklagte den am 12.09.1988 gestellten Antrag des KlÃ¤gers auf Zahlung von
Rente wegen Erwerbs- bzw. BerufsunfÃ¤higkeit ab. Der Versicherte kÃ¶nne noch bis
mittelschwere Arbeiten vollschichtig verrichten und sei auch noch in seinem Beruf
als Schlosser vollschichtig leistungsfÃ¤hig. Daher sei er weder berufs- noch
erwerbsunfÃ¤hig im Sinn der Â§Â§ 1246, 1247 RVO.

Gesundheitszustand und berufliches LeistungsvermÃ¶gen entnahm die Beklagte
hierbei einem in der Heimat des KlÃ¤gers erstatteten Rentengutachten vom
03.11.1988 und weiteren medizinischen Unterlagen aus der Heimat des KlÃ¤gers,
vor allem aber dem Gutachten des Internisten Dr.G. vom 26.10.1989, das auf einer
dreitÃ¤gigen stationÃ¤ren Untersuchung des KlÃ¤gers in der Ã�rztlichen
Gutachterstelle Regensburg beruhte und ein Zusatzgutachten des Arztes fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Dr.M. vom 23.10.1989 verwertete. An wesentlichen
GesundheitsstÃ¶rungen hatte Dr.G. beim KlÃ¤ger eine koronare Herzkrankheit ohne
EinschrÃ¤nkung der Herzleistungsbreite, psychovegetative AllgemeinstÃ¶rungen
und wirbelsÃ¤ulenabhÃ¤ngige Beschwerden mit GefÃ¼hlsstÃ¶rungen in beiden
Armen im Sinn eines pseudoardikulÃ¤ren Syndroms festgestellt.

Mit der am 27.07.1990 zum Sozialgericht (SG) Landshut erhobenen Klage verfolgte
der KlÃ¤ger seinen Rentenanspruch weiter. Er begehre im Hinblick auf seinen
Gesundheitszustands Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit.

Das SG zog die Verwaltungsakten der Beklagten bei, lieÃ� sich vom KlÃ¤ger sein
berufliches PrÃ¼fungszeugnis vorlegen und richtete an die Fa.R. ein
Auskunftsersuchen.

Das Verfahren wurde sodann vom SG mit Beschluss vom 10.12.1993 wegen der
bÃ¼rgerkriegsbedingten Unterbrechung der Postverbindung ausgesetzt.

Mit Schreiben vom 30.08.1996 beantragte der KlÃ¤ger die Fortsetzung des
Verfahrens. Er fÃ¼hrte u.a. aus, er sei im Zeitpunkt des Rentenantrags berufs- und
erwerbsunfÃ¤hig gewesen; sein Gesundheitszustand sei jetzt noch derselbe wie vor
sechs oder sieben Jahren.

Das SG setzte nunmehr das Verfahren fort und bat den KlÃ¤ger um Ã�bersendung
medizinischer Unterlagen ab 1990 (Schreiben vom 16.03.2000).

Ã�ber Gesundheitszustand und berufliches LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers holte
das SG medizinische SachverstÃ¤ndigengutachten ein von dem Facharzt fÃ¼r
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Neurologie und Psychiatrie Dr.R. (Gutachten vom 16.05.2000), von dem Arzt fÃ¼r
OrthopÃ¤die/Rheumatologie Dr.S. (Gutachten vom 15.05.2000) und von dem
Internisten/Lungen- und Bronchialheilkunde, Sozialmedizin, Umweltmedizin,
Ã�ffentliches Gesundheitswesen Dr.P. (Gutachten vom 15./16.05.2000).

Beim KlÃ¤ger wurden hierbei ein psychovegetatives Syndrom, eine
Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule ohne gravierende
LeistungsbeeintrÃ¤chtigung und bezÃ¼glich des Herzens eine absolute Arrhythmie
bei Vorhofflimmern festgestellt.

Dr.P. hielt den KlÃ¤ger zusammenfassend fÃ¼r fÃ¤hig, unter den Ã¼blichen
Bedingungen eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses (insbes. ohne zusÃ¤tzliche Pausen) leichte
Arbeiten Ã¼berwiegend in geschlossenen RÃ¤umen und mit der MÃ¶glichkeit zum
Wechsel der Ausgangslage (Sitzen, Stehen, Gehen) vollschichtig zu verrichten;
hierbei sei besonderer Zeitdruck, insbesondere Akkordarbeit, ebensowenig
zumutbar wie Schichtarbeit oder Heben und Tragen von Lasten. BeschrÃ¤nkungen
des Anmarschwegs zur ArbeitsstÃ¤tte bestÃ¼nden nicht. Weitere medizinische
Fachgutachten seien nicht erforderlich.

Nachdem der KlÃ¤ger neue internistische, orthopÃ¤dische und nervenÃ¤rztliche
Befunde Ã¼bersandt hatte, erholte das SG von Dr.P. eine Stellungnahme. Unter
dem 24.10.2000 Ã¤uÃ�erte der SachverstÃ¤ndige, die bisherige Beurteilung sei
nicht zu Ã¤ndern.

Mit Urteil vom 13.12.2000 wies das SG die Klage ab. Der KlÃ¤ger habe keinen
Anspruch auf Rente, da er nicht wenigstens berufsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 43 Abs.
2 SGB VI (in der bis 31.12.2000 geltenden alten Fassung â�� a.F. -) sei. Er kÃ¶nne
nÃ¤mlich nach dem Ergebnis der durchgefÃ¼hrten medizinischen Ermittlungen
noch vollschichtig arbeiten und sei, da bezÃ¼glich der von ihm zuletzt in der
Bundesrepublik Deutschland ausgeÃ¼bten BerufstÃ¤tigkeit keine Ermittlungen
mehr mÃ¶glich seien, als ungelernter Arbeiter zu beurteilen und somit auf alle
BerufstÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes verweisbar. Erst recht sei der
KlÃ¤ger nicht erwerbsunfÃ¤hig im Sinne der noch strengeren Vorschrift des Â§ 44
Abs. 2 SGB VI.

Am 04.07.2001 ging die Berufung des KlÃ¤gers gegen dieses ihm am 08.05.2001 in
seiner Heimat zugestellte Urteil beim Bayer. Landessozialgericht ein. Zur
BegrÃ¼ndung trug er vor, Gesundheitszustand und berufliches
LeistungsvermÃ¶gen seien vom SG unrichtig festgestellt worden; er sei seit dem
Tag des Rentenantrags erwerbs- bzw. berufsunfÃ¤hig und begehre unter
Zugrundelegung dieser Tatsache bis zum Einsetzen der Regelaltersrente Rente
wegen Erwerbs- bzw. BerufsunfÃ¤higkeit.

Der Senat zog die Klageakten des SG Landshut sowie die Verwaltungsakten der
Beklagten bei und teilte den Beteiligten mit, daÃ� er den Rechtsstreit ohne weitere
Ermittlungen fÃ¼r entscheidungsreif halte. Auf die Frage des Senats nach Zeugen
Ã¼ber seine BerufstÃ¤tigkeit bei der Fa.R. hat der KlÃ¤ger geantwortet, daÃ� er
keine diesbezÃ¼glichen Angaben mehr machen kÃ¶nne.
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Der in der mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht anwesende und auch nicht vertretene
KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des SG Landshut vom 13.12.2000 sowie den Bescheid der Beklagten vom
14.11.1989 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20.06.1990 aufzuheben
und die Beklagte zu verurteilen, ihm ab aufgrund seines Antrags vom 12.09.1988
Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit, hilfsweise
wegen Erwerbsminderung zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen des Vorbringens der Beteiligten im einzelnen und zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestands wird im Ã¼brigen auf den Inhalt der beigezogenen Akten und der Akte
des Bayer. Landessozialgerichts sowie auf den Inhalt der vorbereitenden
SchriftsÃ¤tze Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Das Urteil des SG Landshut vom
13.12.2000 ist nicht zu beanstanden, weil der KlÃ¤ger gegen die Beklagte keinen
Anspruch auf Rente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit hat. Der Senat folgt
diesbezÃ¼glich in vollem Umfang den GrÃ¼nden des angefochtenen Urteils und
sieht daher gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) von einer weiteren
Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab. ErgÃ¤nzend ist lediglich auszufÃ¼hren:

Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Versichertenrente wegen Berufs- oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit ist â�� anders als das SG meint â�� wegen der Antragstellung
vor dem 31.03.1992 zunÃ¤chst an den Vorschriften der
Reichsversicherungsordnung (RVO) zu messen, da geltend gemacht ist, daÃ� dieser
Anspruch bereits seit einem Zeitpunkt vor dem 01.01.1992 besteht, vgl. Â§ 300 Abs.
2 SGB VI. FÃ¼r den Anspruch des KlÃ¤gers sind nur insofern auch die Vorschriften
des SGB VI maÃ�gebend, als sinngemÃ¤Ã� auch (hilfsweise) vorgetragen ist, daÃ�
der Anspruch jedenfalls seit einem Zeitpunkt nach dem 31.12.1991 gegeben sei,
vgl. Â§ 300 Abs. 1 SGB VI. Die nicht korrekte Angabe der Rechtsgrundlagen Ã¤ndert
aber nichts an der inhaltlichen Richtigkeit des Urteils, da die maÃ�geblichen
Vorschriften â�� die Â§Â§ 1246, 1247 RVO und die Â§Â§ 43 a.F., 44 SGB VI â�� in
den entscheidenden Punkten inhaltlich identisch sind. Angesichts des festgestellten
vollschichtigen ArbeitsleistungsvermÃ¶gens liegen auch die fÃ¼r die Zeit ab
01.01.2001 zu prÃ¼fenden Voraussetzungen fÃ¼r eine Rente wegen
Erwerbsminderung gemÃ¤Ã� Â§ 43 SGB VI in der Fassung des Gesetzes zur Reform
der Renten wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit vom 20.12.2000 (BGBl I S. 1827)
nicht vor.

Eine weitere SachaufklÃ¤rung bezÃ¼glich des letzten vom KlÃ¤ger in Deutschland
ausgeÃ¼bten Berufs durch Vernehmung von Zeugen ist nicht mÃ¶glich gewesen,
so daÃ� es nach dem im sozialgerichtlichen Verfahren geltenden Grundsatz der
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objektiven Beweislast bei der vom SG festgestellten Verweisbarkeit des KlÃ¤gers
auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verbleibt.

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG Landshut vom 13.12.2000 war
somit zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG zuzulassen, liegen nicht vor.

Erstellt am: 08.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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